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(Nr. 9264.) Geſetz, betreffend die Errichtung eines Landgerichts in Bochum ſowie die ander⸗ 
weitige Abgrenzung der Amtsgerichtsbezirke Hattingen und Bochum und der 
Landgerichtsbezirke Eſſen und Münſter. Vom 3. April 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
we 


In der Stadt Bochum wird ein Landgericht errichtet. 

Dem Bezirke deſſelben werden zugewieſen: 

1) unter Abtrennung von dem Landgericht zu Eſſen: 
der Bezirk des Amtsgerichts zu Bochum, 
der Bezirk des Amtsgerichts zu Wattenſcheid, 
aus dem Bezirk des Amtsgerichts zu Hattingen der Gemeinde, 

bezirk Stiepel) 

2) unter Abtrennung von dem Landgericht zu Hagen: 
der Bezirk des Amtsgerichts zu Witten; 

3) unter Abtrennung von dem Landgericht zu Münſter: 
der Bezirk des Amtsgerichts zu Recklinghauſen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. April 1888. 
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$. 2. 
Der Gemeindebezirk Stiepel wird von dem Amtsgericht zu Hattingen 
abgetrennt und dem Amtsgericht zu Bochum zugewieſen. 


$. 3. 
Die Bezirke der Amtsgerichte zu Buer, Bottrop und Dorſten werden von 
dem Landgericht zu Münſter abgetrennt und dem Landgericht zu Eſſen zugelegt. 


$. 4. 
Der Zeitpunkt, zu welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, wird durch Königliche 
Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 3. April 1888. 


(I. S.) Friedrich. 


Fürſt v. Bismarck. v. Maybach. Lucius. v. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 9265.) Geſetz über das Grundbuchweſen und die, Zwangsvollſtreckung in das un⸗ 
) bewegliche Vermögen im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts. Vom 
12. April 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts, was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 
Einführung der in anderen Landestheilen der Monarchie geltenden 
ü Geſetzgebung. 
SL 
Das Geſetz über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung der 
Grundſtücke, Bergwerke und ſelbſtändigen Gerechtigkeiten vom 5. Mai 1872 


(Geſetz-Samml. S. 433), die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Gefet- 
Samml. S. 446), das Geſetz, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das un- 
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bewegliche Vermögen vom 13. Juli 1883 (Geſetz⸗Samml. S. 131) und die zu 
dieſen Geſetzen erlaſſenen Koſten- und Stempelgeſetze, ſowie alle zur Abänderung 
und Ergänzung der vorbezeichneten Geſetze erlaſſenen, in den landrechtlichen Theilen. 
der Rheinprovinz geltenden Beſtimmungen und das Geſetz, betreffend die Berichti- 
gung des Grundſteuerkataſters und der Grundbücher bei Auseinanderſetzungen vor 
Beſtätigung des Rezeſſes, vom 26. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 325) werden 
nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes Geſetzes in dem Geltungsbereich des Rheini— 
ſchen Rechts eingeführt. 
§. 2. 


Die in den eingeführten Geſetzen in Bezug genommenen Vorſchriften bleiben 
außer Anwendung, ſoweit ſie nicht in dem Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts 
bereits gelten. N 


§. 3. 

Die Anlegung der Grundbücher erfolgt bezirksweiſe. 

Die erfolgte Anlegung von Grundbuchblättern und Artikeln iſt nach An— 
weiſung des Juſtizminiſters durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 

In Anſehung der einzelnen Grundſtücke treten die nach dem §. 1 ein⸗ 
geführten Geſetze erſt mit dem elften Tage nach der Ausgabe des die Bekannt⸗ 
machung der Anlegung des Grundbuchs enthaltenden Amtsblatts in Kraft. 

Nach dem Inkrafttreten der eingeführten Geſetze iſt die Einleitung eines 
Hypothekenreinigungsverfahrens ausgeſchloſſen. 8 


Zweiter Abſchnitt. 
Vorſchriften zur Ergänzung und Abänderung der eingeführten Geſetze. 


§. 4. 

Die Vorſchrift des $. 1 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb findet 
auch im Falle der Zutheilung des Eigenthums im Wege der Theilung Anwen⸗ 
dung. Die Vorſchrift des Artikels 883 des bürgerlichen Geſetzbuches wird hier⸗ 
durch nicht berührt. Iſt im Falle des F. 17 des Geſetzes, betreffend das 
Theilungsverfahren und den gerichtlichen Verkauf von Immobilien im Geltungs⸗ 
bereich des Rheiniſchen Rechts, vom 22. Mai 1887 (Geſetz⸗-Samml. S. 136) 
die Theilungsurkunde vollſtreckbar oder liegt in den Fällen der gemäß der $$. 25 
bis 42 des bezeichneten Geſetzes vorgenommenen Verſteigerung ein vollſtreckbares 
Verſteigerungsprotokoll vor, ſo findet der §. 779 der Civilprozeßordnung ent⸗ 
ſprechende Anwendung. fe 
Eintragungen, welche der Uebernehmer oder der Erſteher nach Inhalt der 
Theilungsurkunde oder in dem Verſteigerungsprotokoll bewilligt hat, erfolgen bei 
der Eintragung des Uebernehmers oder Erſtehers als Eigenthümers auf Grund 
dieſer Bewilligung. f 
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Iſt der Steigerer ein Theilungsgenoſſe, fo iſt derſelbe die nach den Steige⸗ 
rungsbedingungen ihm obliegende Sicherung des Steigpreiſes nur durch Be⸗ 
ftellung einer Kautionshypothek zu bewirken verpflichtet. 


$. 5. 

Die Auflaſſung kann, außer vor dem zuſtändigen Amtsgericht, vor einem 
deutſchen Notar oder in Landestheilen, in welchen die Gerichte zur Aufnahme 
von Verträgen zuſtändig ſind, gerichtlich erfolgen. Der Erwerber, ſowie der 
Veräußerer kann jedoch von dem anderen Vertragſchließenden verlangen, daß die 
Auflaſſung vor dem zuftändigen Amtsgericht erfolge. 

Werden dem zuſtändigen Amtsgericht mehrere Geſuche auf Eintragung 
des Eigenthümers vorgelegt, ſo erfolgt die Erledigung nach der Reihenfolge der 
Vorlegung. 

Eintragungen, welche der Erwerber in der über die Auflaſſung auf— 
genommenen Urkunde bewilligt hat, erfolgen bei der Eintragung des Erwerbers 
als Eigenthümers auf Grund dieſer Bewilligung. 


$. 6. 
Den Erben im Sinne der eingeführten Geſetze und dieſes Geſetzes ſtehen 
gleich die ſonſtigen allgemeinen Rechtsnachfolger auf den Todesfall. 
Die Vorſchrift des §. 5 Abſatz 2 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb 
findet entſprechende Anwendung, falls der Ehegatte des Erblaſſers in Folge des 
ehelichen Güterrechts mit Erben in Rechtsgemeinſchaft ſteht. 


§. 7. 

Das Recht, einen Eigenthumsübergang rückgängig zu machen, wirkt, ſofern 
die Widerruflichkeit des Ueberganges nicht im Grundbuch eingetragen iſt, gegen 
einen Dritten, welcher ein Recht an dem Grundſtück gegen Entgelt erworben hat, 
nur dann, wenn zur Zeit dieſes Erwerbes der Fall der Rückgängigmachung bereits 
eingetreten und dieſes dem Dritten bekannt war. 

In Anſehung einer kraft Geſetzes eintretenden Wiederaufhebung eines Eigen⸗ 
thumsüberganges finden die Beſtimmungen des erſten Abſatzes entſprechende An⸗ 
wendung. 

$. 8. 


Eingetragene dingliche Rechte können weder durch Erſitzung eines entgegen. 
ſtehenden Rechts, noch durch Verjährung aufgehoben werden. 

Die Vorſchriften über die Verjährung der Anſprüche auf fällige Zinſen 
oder andere wiederkehrende Leiſtungen bleiben unberührt. 


9. 
Die Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld auf den Antheil eines 
Miteigenthümers iſt ausgeſchloſſen. 


Er u 


$. 10. 


Zur Eintragung eines erhöhten Zinsfußes nach Maßgabe des F. 25 des 
Geſetzes über den Eigenthumserwerb bedarf es nicht der Einwilligung der nach 
dem Inkrafttreten des bezeichneten Geſetzes gleich⸗ oder nachſtehend eingetragenen 
Gläubiger. 


F. 11. 


Privilegien zur Sicherung einer Forderung und geſetzliche Hypotheken be— 
gründen nur einen Anſpruch auf Bewilligung einer zur Sicherung der Forderung 
hinreichenden Hypothek. 

Die Eintragung einer gerichtlichen Hypothek (Artikel 2123 des bürgerlichen 
Geſetzbuchs) findet nur nach Maßgabe der $$. 6 bis 12 des Geſetzes, betreffend 
die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, ſtatt. 

Jeder Erbſchaftsgläubiger und Legatar kann verlangen, daß die Erben die 
Eintragung der in Artikel 2111 Abſatz 2 des bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſehenen 
Verfügungsbeſchränkung bewilligen. Die Eintragung eines oder mehrerer Erben 
als Eigenthümer iſt nicht Vorausſetzung der Eintragung der Verfügungs⸗ 
beſchränkung. 

$. 12. 


Die geſetzliche Hypothek der Ehefrau (Artikel 2121 des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs) begründet für dieſelbe nur die Befugniß, wegen des geſetzlich in die Ver⸗ 
waltung des Ehemannes gekommenen oder als Heirathsgut eingebrachten Ver⸗ 
mögens innerhalb eines Jahres nach dem Beginn der Verwaltung oder der Ein- 
bringung, die Eintragung einer Kautionshypothek zu verlangen. 

Erwirbt der Ehemann nach dem Beginn der Verwaltung oder der Ein- 
bringung ein Grundſtück, ſo kann die Eintragung noch innerhalb eines Jahres, 
vom Erwerb des Grundſtücks an gerechnet, verlangt werden. 

Iſt die geſetzliche Hypothek der Ehefrau vor dem Inkrafttreten der ein⸗ 
geführten Geſetze erworben, ſo kann die Eintragung noch innerhalb eines Jahres 
nach dieſem Zeitpunkte und wegen aller Forderungen verlangt werden, deren Ein— 
tragung nach den bisherigen Vorſchriften verlangt werden konnte. 

Die Vorſchriften der Artikel 551 bis 553 des Rheiniſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs werden aufgehoben. 


6. 13. 


An die Stelle des $. 29 des Geſetzes über den Eigenthumserwerb tritt die 
nachſtehende Beſtimmung: 

Eine Hypothek kann auf Antrag des Eigenthümers und des Gläubigers 
in eine Grundſchuld umgewandelt werden, wenn diejenigen in der zweiten 
und dritten Abtheilung gleich- oder nacheingetragenen Berechtigten einwilligen, 
welche vor dem Inkrafttreten der eingeführten Geſetze eingetragen oder vor⸗ 
gemerkt ſind. 
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$. 14. 


Die dem Pächter zuwachſenden oder ihm gehörigen, auf dem Grundſtück 
noch vorhandenen Früchte haften nicht den am Grundſtück dinglich Berechtigten. 

In Anſehung der Haftung der Verſicherungsgelder für Feuerſchaden findet 
das Geſetz, betreffend die Haftung der Verſicherungsgelder für die Anſprüche der 
Inhaber von Privilegien und Hypotheken im Bezirk des ehemaligen Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Cöln, vom 17. Mai 1884 (Geſetz-Samml. S. 271) Anwendung. 
Der Umfang der Haftung der Verſicherungsgelder für Früchte beſtimmt ſich nach 
den $$. 16, 143 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen. 

$. 15. 


Iſt die Fälligkeit der durch die Hypothek geficherten Forderung von einer 
Kündigung abhängig, ſo iſt in Anſehung des Anſpruchs aus der Hypothek zur 
Wirkſamkeit der dem Gläubiger zuſtehenden Kündigung erforderlich und genügend, 
daß dem Eigenthümer gekündigt wird; für die dem Schuldner zuſtehende Kündi⸗ 
gung iſt die Kündigung des Eigenthümers genügend und die Kündigung des 
perſönlichen Schuldners, welcher nicht der Eigenthümer iſt, erſt von dem Zeit⸗ 
punkt an wirkſam, in welchem ſie dem Eigenthümer von dem Gläubiger oder 
von dem Schuldner angezeigt worden iſt. 

Der dinglichen Klage kann die Einrede, daß zunächſt gegen den perſönlichen 
Schuldner geklagt werden müſſe (Artikel 2170 des bürgerlichen Geſetzbuchs), nicht 
entgegengeſetzt werden. 

$. 16. 


Der Antheil eines Miteigenthümers kann nicht zur Zwangsverwaltung und 
Zwangsverſteigerung geſtellt werden. 
17. 


Die Beſtimmung des $. 3 der Grundbuchordnung über Gerechtigkeiten 
findet auf den Nießbrauch an einem Grundſtücke keine Anwendung. 

Das Pfandrecht an einem Nießbrauche wird in der Spalte „Verände⸗ 
rungen“ der zweiten Abtheilung eingetragen. 


$. 18. 


Bei Anwendung des Formulars II ($$. 14, 15 der Grundbuchordnung) 
können die Grundſtücke eines und deſſelben Eigenthümers auch dann, wenn ſie 
in verſchiedenen Bezirken ($. 1 der Grundbuchordnung) belegen find, in einem 
Grundbuchartikel vereinigt werden. 

b. 19. 


Der $. 16 der Grundbuchordnung findet keine Anwendung. 


1 


$. 20. 

Die Schadenserſatzklage gegen die Grundbuchbeamten verjährt in drei 
Jahren, nachdem der Beſchädigte von dem Daſein und dem Urheber des Schadens 
Kenntniß erhalten hat. 

Sind ſeit dem Zeitpunkt der Beſchädigung dreißig Jahre verfloſſen, ſo 
kommt es auf den Zeitpunkt der erlangten Kenntniß nicht weiter an. 


. 21. 


Gegen die Verfügungen des Grundbuchrichters findet Beſchwerde nach Maf- 
gabe der $$. 532 bis 538 der Civilprozeßordnung ſtatt. 


$. 22. 
Für die gerichtliche Beglaubigung in Gemäßheit des $. 33 der Grundbuch⸗ 
ordnung ſind die Amtsgerichte zuſtändig. 


$. 23. 

Als Nachlaßrichter im Sinne des F. 39 der Grundbuchordnung gilt das 
Amtsgericht, in deſſen Bezirk der Erblaſſer bei ſeinem Ableben ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hatte, im Sinne des F. 40 a. a. O. das Theilungsgericht. 

Auf die Ausſtellung von Beſcheinigungen, daß Vorbehaltserben nicht vor- 
handen find, finden die Beſtimmungen der $$. 1 bis 5 des Geſetzes, betreffend die 
Ausſtellung gerichtlicher Erbbeſcheinigungen, vom 12. März 1869 (Geſetz-Samml. 
S. 473) entſprechende Anwendung. 

$. 24. 

An die Stelle des $. 50 der Grundbuchordnung treten die nachſtehenden 
Beſtimmungen: 

Gehört ein auf den Namen eines Ehemannes oder einer Ehefrau ein- 
getragenes Grundſtück zu gütergemeinſchaftlichem Vermögen, ſo iſt dieſes Rechts- 
verhältniß auf den Antrag eines oder beider Ehegatten im Grundbuch zu vermerken. 
Wird die Eintragung des Vermerks nur von einem der Ehegatten beantragt, ſo 
ſind die zum Nachweiſe des Rechtsverhältniſſes erforderlichen Urkunden oder die 
Bewilligung des anderen Ehegatten vorzulegen. Jeder der Ehegatten iſt gegen— 
über dem anderen Ehegatten verpflichtet, die Eintragung zu bewilligen. 

Die Vorſchriften des vorſtehenden Abſatzes finden im Falle der Auflöſung 
der Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung. 

Zur Eintragung des Eigenthums desjenigen, welcher in Folge der Auf— 
löſung der Gütergemeinſchaft ein Grundſtück oder einen Grundſtücksantheil erworben 
hat, iſt, außer dem Antrage des Erwerbers, die Bewilligung des anderen Ehe— 
gatten oder der Rechtsnachfolger deſſelben erforderlich. 


§. 25. f 
Die Eintragung außerordentlicher Erbfolger als Eigenthümer erfolgt auf 
Vorlegung der die Einweiſung in den Beſitz ausſprechenden gerichtlichen Verfügung. 
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Natürliche Kinder oder deren Nachkommen, welche neben geſetzlichen Erben zur 
Erbfolge berufen ſind, bedürfen der Einwilligung der letzteren. 


$. 26. 


Die Eintragung des Eigenthums eines Erbvermächtnißnehmers erfolgt, 
wenn das Teſtament ein öffentliches iſt, auf Grund des Teſtaments, andernfalls 
auf Grund der gerichtlichen Einweiſung in den Beſitz. 

Mit dem Antrag iſt eine Beſcheinigung, ob und welche Vorbehaltserben 
vorhanden find, vorzulegen. Sind Vorbehaltserben vorhanden, jo iſt deren Ein 
willigung beizubringen. 

$. 27. 


Die Eintragung des Eigenthumserwerbs auf Grund einer Nachlaßſchenkung 
im Ehevertrage oder unter Ehegatten erfolgt nach Maßgabe der Vorſchriften, 
welche für die Eintragung des auf Grund eines Vermächtniſſes gemachten Er⸗ 
werbes gelten. 

Zur Eintragung des kraft eines geſetzlichen Rückfallrechts (Artikel 351, 
747 und 766 des bürgerlichen Geſetzbuchs) eintretenden Eigenthumserwerbs iſt 
die Bewilligung der allgemeinen Rechtsnachfolger auf den Todesfall erforderlich 
und ausreichend. 


$. 28. 


Der gemäß Artikel 129 des bürgerlichen Geſetzbuchs in den Beſitz des 
Vermögens eines Abweſenden endgültig Eingewieſene iſt berechtigt, auf Grund 
der Einweiſung ſeine Eintragung als Eigenthümer zu verlangen. 


§. 29. 


In den Landestheilen des linken Rheinufers findet der § 66 der Grund- 
buchordnung mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

Bei der Zerſtückelung von Grundſtücken, auf welchen feſte Geldrenten haften, 
muß ſich der Berechtigte eine Vertheilung dieſer Renten auf die Trennſtücke nach 
Verhältniß des Werths derſelben gefallen laſſen. Er iſt jedoch zu fordern berechtigt, 
daß diejenigen Rentenbeträge, welche nach der Vertheilung jährlich weniger als 
zwölf Mark betragen, durch Kapitalzahlung ſeitens des Pflichtigen abgelöſt werden. 
Die Ablöſung erfolgt zum zwanzigfachen Betrage, ſoweit nicht ein anderer Ab- 
löſungsſatz rechtsverbindlich feſtgeſetzt iſt. 


F. 30. 


Die Eröffnung oder Aufhebung des Konkursverfahrens iſt auf Antrag des 
Konkursgerichts oder Konkursverwalters einzutragen. Bei der Eintragung der 
Eröffnung des Verfahrens genügt der Vermerk der Eröffnung, die Angabe des 
Zeitpunkts und die Bezeichnung des Konkursgerichts. 


u 


6. 31. 


In den Fällen des Geſetzes vom 19. Mai 1851, betreffend das Verfahren 
in den nach der Gemeinheitstheilungsordnung zu behandelnden Theilungen und 
Ablöſungen in den Landestheilen des linken Rheinufers (Geſetz-Samml. S. 383) 
hat das Landgericht nach erfolgter Beſtätigung des Theilungsplanes den Grund— 
buchrichter um Vornahme der erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. 

In den Fällen des §. 1 Abſatz 4 des Geſetzes, betreffend die Zuſammen⸗ 
legung der Grundſtücke im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts, vom 
24. Mai 1885 (Geſetz-Samml. S. 156) hat die Auseinanderſetzungsbehörde 
nach den für die Zuſammenlegung der Grundſtücke geltenden Vorſchriften den 
Grundbuchrichter um Vornahme der erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. 

Die Eintragungen erfolgen unter entſprechender Anwendung des $. 77 der 
Grundbuchordnung. 

$. 32. 

Die Umſchreibung einer Hypothek oder Grundſchuld auf die in den $$. 24 
bis 28 dieſes Geſetzes bezeichneten Berechtigten findet unter entſprechender An⸗ 
wendung der bezeichneten Paragraphen ſtatt. 

In den Fällen der vertraglichen oder geſetzlichen Subrogation (Artikel 1250, 
1251 des bürgerlichen Geſetzbuchs) iſt der Gläubiger verpflichtet, die Umſchreibung 
der Hypothek oder Grundſchuld zu bewilligen. 


$. 33. 

An die Stelle der $$. 52, 74 und 99 der Grundbuchordnung treten die 
nachſtehenden Beſtimmungen: 

Die Eintragung der Familienfideikommißeigenſchaft erfolgt auf Erſuchen 
des Oberſtaatsanwalts. Die Eintragung der Fideikommißfolger erfolgt auf Vor⸗ 
legung einer Erbbeſcheinigung des zuſtändigen Richters. 

Die Löſchung der Fideikommißeigenſchaft erfolgt auf den Nachweis, daß 
dieſe Eigenſchaft erloſchen iſt. 

Die aus einer Subſtitution in Gemäßheit der Artikel 1048 ff. des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs für den Eigenthümer eines Grundſtücks oder für den Gläubiger 
einer Hypothek oder Grundſchuld ſich ergebende Verfügungsbeſchränkung iſt nach 
Maßgabe des F. 91 der Grundbuchordnung einzutragen. Die Verbindlichkeit, 
die Eintragung zu erwirken, liegt denjenigen ob, welche gemäß Artikel 1069 des 
bürgerlichen Geſetzbuchs verpflichtet find, die Transſkription oder Inſkription zu 
veranlaſſen. 

$. 34. 

Im Falle des §. 110 der Grundbuchordnung iſt der eingetragene Eigen- 
thümer berechtigt, das Aufgebot zu beantragen. 

Beantragt der Gläubiger im Falle des §. 111 der Grundbuchordnung das 
Aufgebot, jo hat er nachzuweiſen, daß der Eigenthümer die Fortdauer der Be 
laſtung des Grundſtücks zu Gunſten eines Anderen anerkennt. 
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$. 35. 


Der Nießbrauch an einem Grundſtück gehört in Anſehung der Zwangs— 
vollſtreckung nicht zum unbeweglichen Vermögen. 


$. 36. 

Iſt im Falle der Zwangsverſteigerung das Grundſtück verpachtet oder 
vermiethet, ſo kann der Anſteigerer den Vertrag aufkündigen. Die Friſt oder 
Zeit für die Kündigung ift, falls eine kürzere Friſt oder nähere Zeit nicht be- 
dungen war, die geſetzliche oder ortsübliche (Artikel 1748 des bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs). Schadenserſatzanſprüche wegen Aufhebung des Vertrages können nur 
gegen den Verpächter oder Vermiether geltend gemacht werden. 


$. 37. 


Die von dem Bieter zu leiſtende Sicherheit ($$. 62, 64 des Geſetzes, 
betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, vom 13. Juli 
1883) kann auch durch Stellung eines als Selbſtſchuldner haftenden zahlungs⸗ 
fähigen Bürgen geleiſtet werden. Bietet der Schuldner oder der Eigenthümer 
des Grundſtücks, ſo findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


$. 38. 

Die Vorſchriften der $$. 19 bis 21, 25 bis 29, 31 bis 38, 84, 101 
bis 106, 109 bis 114, 116 bis 127, 130 bis 136, 138 und 159 des Geſetzes, 
betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, finden auf das 
Vertheilungsverfahren außerhalb der Fälle der Zwangsvollſtreckung, insbeſondere 
in den Fällen der Enteignung und bei der Vertheilung von Feuerverſicherungs⸗ 
geldern entſprechende Anwendung. 

Die Anberaumung des Termins zur Belegung und Vertheilung des Kauf 
preiſes erfolgt auf Antrag. Antragsberechtigt ſind: derjenige, welcher die Ver⸗ 
äußerung des Grundſtücks betrieben hat, der Erwerber, der bisherige Eigenthümer, 
jeder perſönliche Schuldner und wer Befriedigung aus dem Kaufgelde zu ver⸗ 
langen berechtigt iſt. Als Intereſſenten des Verfahrens gelten an Stelle der in 
F. 21 Nr. 3 des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche 
Vermögen, Bezeichneten diejenigen Realberechtigten, welche zur Zeit des Eingangs 
des Antrags aus dem Grundbuche erſichtlich ſind, bei der Vertheilung von 
Feuerverſicherungsgeldern diejenigen, welche ihre Anſprüche dem Verſicherer an- 
gemeldet haben. 

$. 39. 

Auf die von dem Konkursverwalter beantragte Zwangsverſteigerung und 

ene, e ($. 116 der Konkursordnung) finden die Beſtimmungen des 
eſetzs, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, 
Anwendung. 
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Der Benefizialerbe und der Nachlaßpfleger find berechtigt, die Zwangs⸗ 
verſteigerung nach Maßgabe der Beſtimmungen des bezeichneten Geſetzes zu 
beantragen. 

Auf den gerichtlichen Verkauf von Immobilien im Theilungsverfahren 
finden die Beſtimmungen des bezeichneten Geſetzes keine Anwendung. 

Inſoweit das Geſetz, betreffend das Theilungsverfahren und den gericht⸗ 
lichen Verkauf von Immobilien im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts, 
vom 22. Mai 1887 (Geſetz-Samml. S. 136) die Bezeichnung der gerichtlich 
zu verkaufenden Immobilien vorſchreibt, muß die Bezeichnung nach Inhalt des 
Grundbuchs erfolgen. 


$. 40. 


Die Entgegennahme der Auflaſſungserklärung durch ein anderes Gericht, 
als das Grundbuchgericht, erfolgt gebühren- und koſtenfrei. 

Für die Entgegennahme der Auflaſſungserklärung in einem von ihm 
beurkundeten Vertrage erhält der Notar keine beſondere Gebühr. 

Für die Aufnahme einer die bloße Auflaſſung beurkundenden Verhandlung 
erhält der Notar die im $.8H 3 des Tarifs für Grundbuchſachen vorgeſehene 
Gebühr. Dieſe Gebühr, auschließlich der erforderlichen Auslagen, iſt von der 
nach §. 14A 1 des Tarifs zu erhebenden Gebühr in Abzug zu bringen, jedoch 
findet dieſer Abzug nicht ſtatt, wenn die die bloße Auflaſſung beurkundende Ver⸗ 
handlung von einem anderen Notar aufgenommen iſt, als der zu Grunde liegende 
Vertrag, oder wenn der Vertrag und die Auflaſſung von demſelben Notar in 
getrennten Verhandlungen aufgenommen ſind. 


. 41. 


An die Stelle der §§. 1 und 2 des Geſetzes, betreffend die Stempel⸗ 
abgaben von gewiſſen, bei dem Grundbuchamt anzubringenden Anträgen, vom 
5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 509) treten die nachſtehenden Beſtimmungen: 

Die im Falle der freiwilligen Veräußerung von inländiſchen Grundſtücken, 
verliehenen Bergwerken, unbeweglichen Bergwerksantheilen oder ſelbſtändigen Ge⸗ 
rechtigkeiten erfolgende Auflaſſungserklärung unterliegt einer Stempelabgabe von 
einem Prozent des Werthes des veräußerten Gegenſtandes. Die Abgabe wird 
nur im Falle der Eintragung des Eigenthümers erhoben. Einem anderen Stempel 
unterliegt die Auflaſſungserklärung nicht. 

ie Auflaſſungserklärung iſt jedoch dem Werthſtempel nicht unterworfen, 
wenn mit der Abgabe oder mit der Einreichung derſelben oder innerhalb der 
gleichzeitig nachzufuchenden, von dem Grundbuchgerichte zu beſtimmenden Friſt 
die das Rechtsgeſchäft enthaltende, in an ſich ſtempelpflichtiger Form ausgeſtellte 
Urkunde in Urſchrift, Ausfertigung oder beglaubigter Abſchrift dem Grundbuch— 
gerichte vorgelegt wird. Als eine das Rechtsgeſchaͤft enthaltende Urkunde ift nur 
eine ſolche anzuſehen, welche das Rechtsgeſchäft ſo enthält, wie es unter den 
Betheiligten verabredet iſt. 
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Dritter Abſchnitt. 
Vorſchriften tiber die erſte Anlegung der Grundbücher. 


$. 42. 


Die Grundbücher werden nach Vorſchrift der Grundbuchordnung von 
Amtswegen unter Beachtung der Vorſchriften dieſes Abſchnitts angelegt. 

Die in $. 2 Abſatz 1 der Grundbuchordnung bezeichneten Grundſtücke find 
auf Antrag der Betheiligten in das Verfahren aufzunehmen. 


F. 43. 

Die Amtsgerichte erhalten in Anſehung derjenigen Bezirke, in welchen mit 
der Anlegung der Grundbücher vorzugehen iſt ($. 3), Abſchrift des die einzelnen 
Grundſtücke und deren Beſitzer nachweiſenden Grundſteuerflurbuchs. 

Alsbald nach dem Eingange der Abſchrift des Grundſteuerflurbuchs hat 
das Amtsgericht durch das Amtsblatt bekannt zu machen, daß die Anlegung 
des Grundbuchs begonnen iſt. 

Na N F. 44. 

Die als Eigenthümer der einzelnen Grundſtücke in dem Flurbuch bezeich⸗ 
neten Perſonen werden behufs Anlegung des Grundbuchs vorgeladen. 

Dieſelben ſind verpflichtet, dem Amtsgerichte 

1) ihre unmittelbaren Rechtsvorgänger zu nennen; 

2) den Rechtsgrund anzugeben, vermöge deſſen das Eigenthum auf ſie 
übergegangen ift; 

3) die darauf fich beziehenden Urkunden oder andere Beweisſtücke vor 
zulegen; 

4) alle auf dem Grundſtücke haftenden Beſchränkungen des Eigenthums, 
Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte und Hypotheken anzuzeigen, 
auch auf Verlangen des Amtsgerichts einen Auszug aus der Grund- 
ſteuermutterrolle mit der Beſcheinigung vorzulegen, daß ſpätere Beſitz⸗ 
veränderungen nicht bekannt geworden ſind. 


$. 45. 


Wegen der dem Fiskus gehörigen Grundſtücke bedarf es der Vorladung 
der zu ihrer Verwaltung berufenen Staatsbehörde nur in denjenigen Fällen, in 
welchen eine den Erforderniſſen des $. 44 Nr. 1 bis 4 entſprechende Mittheilung 
weitere mündlich zu gebende Erklärungen nothwendig macht. 


$. 46. 


Das Amtsgericht iſt verpflichtet, dem von dem Eigenthümer benannten 
Berechtigten Mittheilung von der geſchehenen Anzeige zu machen. In der Mit- 
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theilung find die Namen der nach Inhalt der Anzeige ihm im Range vorgehenden 
oder gleichſtehenden Berechtigten und der Betrag ihrer Forderungen anzugeben. 

Auch hat das Amtsgericht den vom Eigenthümer nicht angezeigten Berech- 
tigten, deren Vorhandenſein ihm amtlich bekannt iſt, von der nicht erfolgten An- 
zeige ihrer Berechtigung Mittheilung zu machen. 


§. 47. 
Das Amtsgericht kann die Befolgung der Ladung ($. 44) und die Er⸗ 
füllung der den Geladenen auferlegten Verpflichtungen unter Androhung von 
Geldſtrafen bis 150 Mark erzwingen. 


$. 48. 


Die nicht bereits von dem Amtsgericht vorgeladenen Perſonen, welche ver- 
meinen, daß ihnen an einem Grundſtücke das Eigenthum zuſtehe, ſowie diejenigen 
Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an dem Grundſtück ein die Verfügung 
über daſſelbe beſchränkendes Recht oder eine Hypothek oder irgend ein anderes 
der Eintragung in das Grundbuch bedürfendes Recht zuſtehe, haben ihre An- 
ſprüche vor Ablauf einer Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten bei dem Amtsgericht 
unter beſtimmter kataſtermäßiger Bezeichnung des Grundſtücks anzumelden. 


$. 49. 

Den Tag, an welchem die im $. 48 vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt be⸗ 
ginnen ſoll, beſtimmt der Juſtizminiſter durch eine in der Geſetz-Sammlung zu 
veröffentlichende Verfügung, ſobald die nach den $$. 44 bis 46 zu veranlaſſenden 
Vernehmungen und Ermittelungen im Weſentlichen beendigt ſind. 


$. 50. 
Diejenigen, welche in der Zeit vom Beginn der im $. 48 bezeichneten 
Friſt bis zu dem Inkrafttreten der eingeführten Geſetze das Eigenthum oder ein 
anderes in das Grundbuch einzutragendes Recht erworben haben, müſſen daſſelbe, 
falls die Anmeldung nicht bereits früher erfolgt iſt, vor dem Inkrafttreten der 
eingeführten Geſetze anmelden. 
§. 51. 
Von der Verpflichtung zur Anmeldung ſind diejenigen Berechtigten frei, 
welche der Eigenthümer in Gemäßheit des $. 44 Nr. 4 vor Ablauf der Aus: 
ſchlußfriſt (§§. 48, 50) dem Amtsgerichte angemeldet hat. 


$. 52. 
Ueber jede Anmeldung hat das Amtsgericht dem Anmeldenden auf Ver— 
langen eine Beſcheinigung zu ertheilen. 
Wenn das angemeldete Recht nach Inhalt der Anmeldung vor einem 
vom Eigenthümer angezeigten oder vor einem früher angemeldeten Rechte oder 
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zu gleichem Range mit einem ſolchem Rechte einzutragen ift, fo iſt den betreffen— 
den Berechtigten von der Anmeldung Mittheilung zu machen. 


$. 53. 


Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 
daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs das Grundſtück oder ein Recht an demſelben erworben 
hat, nicht geltend machen kann und daß er fein Vorzugsrecht gegenüber den- 
jenigen, deren Rechte früher als das ſeinige angemeldet und demnächſt eingetragen 
ſind, verliert. 

Iſt die Widerruflichkeit eines Eigenthumsüberganges nicht angemeldet wor— 
den, ſo finden die Vorſchriften des erſten Abſatzes nach Maßgabe der Beſtim— 
mungen des $. 7 Anwendung. 

§. 54. 


Nachdem der Beginn der Ausſchlußfriſt angeordnet iſt, hat das Amts— 
gericht die $$. 48, 50 bis 53 innerhalb der Ausſchlußfriſt von vier zu vier 
Wochen durch das Amtsblatt und durch zwei Zeitungen, von denen mindeſtens 
eine in dem Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechts erſcheint, wörtlich mit An— 
gabe des Tages, an welchem die Ausſchlußfriſt abläuft, bekannt zu machen. 


$. 55. 


Die Eintragung des Eigenthümers und der Belaſtungen erfolgt nach Ab- 
lauf der im F. 48 bezeichneten Friſt. 


$. 56. 


Wird vor der Anlegung des Grundbuchs dem Amtsgericht nachgewieſen, 
daß ein Zwangsverſteigerungs- oder Vertheilungsverfahren beantragt oder eine 
Zuſtellung auf Grund des Artikels 2183 des bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgt iſt, 
ſo hat die Anlegung des Grundbuchs erſt dann zu erfolgen, wenn das Grund— 
ſtück von den eingetragenen Laſten durch Zahlung oder Hinterlegung des Kauf— 
preiſes befreit iſt oder die Laſten ſeitens des Erwerbers übernommen ſind. Falls 
jedoch innerhalb drei Monaten nach dem Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsver— 
fahren oder nach der endgültigen Feſtſtellung eines Preiſes im Hypothekenreinigungs— 
verfahren das Vertheilungsverfahren nicht beantragt iſt, ſo iſt mit der Anlegung 
des Grundbuchs vorzugehen. Alsdann iſt bei allen Rechten, für welche ſtatt des 
Grundſtücks der Preis haftet, einzutragen, daß ſie auf die Höhe des Preiſes 
beſchränkt bleiben. 

Wird der im erſten Abſatz bezeichnete Nachweis nach der Anlegung des 
Grundbuchs, aber vor dem Inkrafttreten der eingeführten Geſetze geführt, ſo iſt 
das von Amtswegen im Grundbuch zu vermerken. In dieſem Falle treten die 
eingeführten Geſetze erſt nach Löſchung des Vermerks in Kraft Die Löſchung 
erfolgt, ſobald nach den Vorſchriften des erſten Abſatzes das Grundbuch anzu: 
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legen ſein würde. Die Beſtimmung des dritten Satzes des erſten Abſatzes findet 
entſprechende Anwendung. 

Iſt der im erſten Abſatz bezeichnete Nachweis vor dem Inkrafttreten der 
eingeführten Geſetze dem Grundbuchrichter nicht geführt, jo iſt das etwa eingeleitete 
Verfahren wirkungslos. 

$. 57. 

Zur Eintragung des im Flurbuche Verzeichneten als Eigenthümers genügt 
es, wenn er 

1) entweder nachweiſt, daß er nach bisherigem Recht das Eigenthum er⸗ 
worben hat; 

2) oder ſeinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des Gemeindevorſtehers 
beſcheinigt; 

3) oder durch Urkunden, eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von 
Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein oder unter Hinzu⸗ 
rechnung der Beſitzzeit feiner Rechtsvorgänger das Grundſtück ſeit zehn 
Jahren ununterbrochen in Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 


$. 58. 


Wer im Flurbuche nicht als Eigenthümer verzeichnet iſt, gilt unter der 
Vorausſetzung des F. 57 als berechtigt, in dem Grundbuche als Eigenthümer 
eingetragen zu werden, wenn der in dem Flurbuch Verzeichnete oder deſſen Rechts⸗ 
nachfolger in einer gerichtlich oder notariell aufgenommenen oder beglaubigten 
Urkunde ſeine Einwilligung ertheilt hat. 

ſt der Wohnort und Aufenthaltsort des im Flurbuche Verzeichneten un⸗ 
bekannt oder iſt derſelbe verſtorben und ſind ſeine Erben der Perſon oder dem 
Aufenthalt nach nicht bekannt, ſo ſind dieſelben zu einem Termin öffentlich zu 
laden. Wird ein Anſpruch an das Grundſtück nicht angemeldet, ſo erfolgt die 
Eintragung nach der Vorſchrift des erſten Abſatzes ohne Einwilligung der Ge⸗ 
ladenen. 
$. 59. 

Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über angemeldete ſtreitige Eigenthums⸗ 
anſprüche oder das Eigenthum beſchränkende Rechte darf das Blatt für das 
Grundſtück im Grundbuch nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den Ar⸗ 
tikel des Eigenthümers aufgenommen werden. Wer derartige Anſprüche oder 
Rechte gegen die Eintragung des gemäß der $$. 57, 58 Berechtigten erhebt, hat 
innerhalb einer ihm von dem Amtsgericht zu beſtimmenden Friſt nachzuweiſen, 
daß er den Rechtsweg gegen den Berechtigten beſchritten hat, widrigenfalls der 
letztere als Eigenthümer in das Grundbuch eingetragen wird. 


$. 60. 


Die dinglichen Rechte werden nach der ihnen in Gemäßheit des bisherigen 
Rechts zukommenden Rangordnung eingetragen. 
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Wenn für einzutragende Rechte ein anderer Rang, als er ſich aus dem 
Zeitpunkt der Entſtehung und bei Hypotheken aus dem Zeitpunkt der Eintragung 
ins Hypothekenregiſter ergiebt, innerhalb der Ausſchlußfriſt (§§. 48 bis 50) in 
Anſpruch genommen worden iſt, ſo wird bei den dadurch betroffenen Rechten 
vermerkt, daß die Feſtſtellung der Rangordnung vorbehalten ſei. Die wegen 
Verſäumung der Ausſchlußfriſt im Range zurücktretenden Rechte werden mit dem 
Range hinter den früher angemeldeten Rechten eingetragen. 


$. 61. 
Den Hypothekengläubigern ſteht frei, unter Einreichung der mit dem Ein- 
ſchreibungsvermerk verſehenen Schuldurkunden die Ausfertigung von Hypotheken⸗ 
briefen in Gemäßheit des $. 122 der Grundbuchordnung zu beantragen. 


$. 62. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels kann für ein an— 

gemeldetes Recht eine Vormerkung eingetragen werden: 

1) wenn das Recht in dem Hypothekenregiſter eingetragen oder die Ent⸗ 
ſtehung ſonſt glaubhaft gemacht iſt, der Eigenthümer aber die Ent- 
ſtehung beſtreitet; 

2) wenn von dem Eigenthümer die Identität des Grundſtücks beſtritten 
wird, dieſelbe aber durch Urkunden oder eidesſtattliche Verſicherungen 
von Zeugen glaubhaft gemacht worden iſt. 


$. 63. 


Die Eintragung oder Vormerkung einer angemeldeten Hypothek kann nur 
auf eine beſtimmte Summe erfolgen. 

Kommt eine Einigung unter den Betheiligten über einen beſtimmten ein⸗ 
zutragenden Betrag nicht zu Stande, ſo erfolgt deſſen Feſtſetzung durch den 
Prozeßrichter. Inzwiſchen iſt eine Vormerkung auf den höchſten von dem 
Hypothekengläubiger geforderten Betrag einzutragen. 


$. 64. 

Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht getilgt ſei, ohne 
dies urkundlich nachweiſen zu können, ſo iſt das Recht einzutragen, zugleich aber 
in der Spalte „Veränderungen“ die behauptete Tilgung, wenn ſie glaubhaft 
gemacht iſt, vorzumerken. 

§. 65. 

Wegen einer Hypothek an dem Antheil eines Miteigenthümers kann eine 
Vormerkung eingetragen werden. 

Wird der Miteigenthümer in Folge der Theilung als Alleineigenthümer 
eingetragen, ſo iſt derſelbe verpflichtet, die Umſchreibung der Vormerkung in eine 
Hypothek an dem ganzen Grundſtück zu bewilligen. Die Hypothek ſteht den 
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von allen Eigenthümern bewilligten Eintragungen, ſowie den in der Theilungs⸗ 
urkunde für einen der übrigen Miteigenthümer bewilligten und bei der Auflaſſung 
beantragten Eintragungen im Range nach. Das Rangverhältniß iſt bei der 
Eintragung des Eigenthümers einzutragen. 

Fällt das Grundſtück bei der Theilung dem Schuldner nicht zu, ſo iſt 
der Gläubiger gegenüber dem Eigenthümer des Grundſtücks verpflichtet, die 
Löſchung der Vormerkung zu bewilligen. 


$. 66. 


Bei Anlegung der Grundbuchblätter für die bereits beſtehenden verliehenen 
Bergwerke finden die $$. 42 bis 65 entſprechende Anwendung. 

An die Stelle der Abſchrift des Flurbuchs treten dabei die von der zu⸗ 
ſtändigen Bergbehörde zu liefernden Verzeichniſſe der Bergwerke und ihrer Beſitzer. 

Auf diejenigen Bergwerke, welche nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
verliehen werden, ſind die eingeführten Geſetze nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes ſofort anzuwenden. 


$. 67. 

Falls die Zuſammenlegung von Grundſtücken in Gemäßheit des Geſetzes, 
betreffend die Zuſammenlegung der Grundſtücke im Geltungsgebiet des Rheiniſchen 
Rechts, vom 24. Mai 1885 (Geſetz Samml. S. 156) vor Anlegung des Grund» 
buchs ſtattfindet, hat die Anlegung des Grundbuchs auf Erſuchen der Auseinander- 
ſetzungsbehörde ſchon vor Beſtätigung des Rezeſſes auf Grund des ausgeführten, 
endgültig feſtgeſtellten Auseinanderſetzungsplanes und des danach berichtigten 
Grundſteuerbuchs (§. 2 des Geſetzes vom 26. Juni 1875 „Geſetz-Samml. 
S. 325) zu erfolgen. 

Dem Erſuchen der Auseinanderſetzungsbehörde iſt ein Auszug aus dem 
Auseinanderſetzungsplane beizufügen „welcher die in §. 4 des angezogenen Geſetzes 
vom 26. Juni 1875 erwähnten Bezeichnungen und Beſcheinigungen enthält. 
Dieſer Auszug erſetzt die nach $$. 57, 58 dieſes Geſetzes erforderlichen Nachweiſe. 


§. 68. 

Bei allen die Anlegung des Grundbuchs und die Feſtſtellung der Belaſtung 
der Grundſtücke betreffenden Verhandlungen genügt zur Vertretung von Ehegatten, 
Verwandten auf- und abſteigender Linie, Schwiegereltern, Schwiegerkindern und 
Geſchwiſtern eine vom Bürgermeiſter oder Ortsvorſteher beglaubigte Vollmacht. 
Das Amtsgericht kann das perſönliche Erſcheinen des Eigenthümers oder ſeines 
geſetzlichen Vertreters anordnen. 

§. 69. 

Die Verhandlungen, einſchließlich der Vollmachten, welche zur Anlegung 

der neuen Grundbücher erforderlich ſind, ſind koſten und ſtempelfrei. 
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Vierter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 70. 

Jedes Amtsgericht iſt zuftändig für die Aufnahme derjenigen Urkunden, 
welche aus Anlaß der ihm obliegenden Anlegung und Weiterführung des Grund— 
buchs errichtet werden, jedoch mit Ausnahme von Teſtamenten, Schenkungen 
und Eheverträgen. 

§. 71. 

Bei den Verhandlungen über die Anlegung der Grundbücher, ſowie 
bezüglich der Aufnahme der zum Zwecke der Anlegung erforderlichen Urkunden 
haben ſich die Amtsgerichte gemäß $. 87 des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 24. April 1878 (Geſetz-Samml. S. 230) Rechts⸗ 
hülfe zu leiſten. Der erſuchte Richter iſt in gleichem Umfange zuſtändig, wie 
der erſuchende Richter. 

§. 72. 

Bei den im Geltungsbereich dieſes Geſetzes in Grundbuchſachen zu bewirken⸗ 
den Zuſtellungen unterbleibt die Uebergabe einer beglaubigten Abſchrift der Zu⸗ 
ſtellungsurkunde. Auf dem zu übergebenden Schriftſtück iſt jedoch der Tag der 
Zustellung von dem zuſtellenden Beamten unter Beifügung feiner Unterſchrift 
zu vermerken. 

Sofern nicht die Umſtände des einzelnen Falles eine Ausnahme begründen, 
erfolgen die Zustellungen durch Aufgabe zur Poſt oder nach Ermeſſen des Gerichts 
durch Umlauf. 

Bei der Zuſtellung durch Aufgabe zur Poſt wird die Zuſtellung nicht als 
bewirkt angeſehen, wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. Wohnt die 
Perſon, welcher zugeſtellt werden ſoll, nicht in dem Bezirk des Gerichts, ſo iſt 
die Sendung mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen. 

Auf die Zuſtellung durch Umlauf finden die Beſtimmungen der $$ 165 
bis 172 der Civilprozeßordnung und die $$. 22 und 23 Abſatz 2 bis 4 des Ge 
ſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten, vom 
18. Februar 1880 (Geſetz-Samml. S. 59) entſprechende Anwendung. 


§. 73. 

Bei der Aufnahme und Beglaubigung der Verhandlungen, Anträge und 
Urkunden finden die Vorſchriften der Artikel 15, 16, 17, 19, 24 bis 31, 58 der 
Verordnung und Taxordnung für die Notarien in den Rheinprovinzen vom 
25. April 1822 (Geſetz-Samml. S. 109) mit Ausſchluß der in dieſen Beſtim⸗ 
mungen enthaltenen Strafandrohungen entſprechende Anwendung. Der Zuziehung 
von Zeugen bedarf es nur bei Verhandlungen mit taubſtummen, blinden oder 
ſolchen Perſonen, welche die Verhandlung nicht unterſchreiben können. An Stelle 
der Zuziehung der Zeugen genügt jedoch die Zuziehung des Gerichtsſchreibers. 


Auf den Gerichtsſchreiber findet die Vorſchrift des Artikel 19, auf die Zeugen 
finden die Vorſchriften der Artikel 21, 22 der vorbezeichneten Verordnung vom 
25. April 1822 entſprechende Anwendung. Die Ausfertigung einer Verhandlung 
erfolgt nur auf Antrag. Der Ausfertigungsvermerk iſt von dem Richter, unter 
Beidrückung des Gerichtsſiegels, zu unterſchreiben. 
$. 74. 

Die Koſten für die den Amtsgerichten durch dieſes Geſetz übertragenen Ge— 
ſchäfte werden, inſoweit nicht die zur Grundbuchordnung erlaſſenen Koſtenbeſtim⸗ 
mungen Anwendung finden, nach dem beiliegenden Koſtentarif erhoben. 


5 
. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1889 in Kraft. 
§. 76. 

Gleichzeitig mit dieſem Geſetz treten das Geſetz, betreffend den erleichterten 
Abverkauf kleiner Grundſtücke, vom 3. März 1850 (Geſetz-Samml. S. 145) und 
die §§. 2 bis 6 des Geſetzes, betreffend die Abänderung des Geſetzes vom 
13. April 1841 über den erleichterten Austauſch einzelner Parzellen von Grund⸗ 
ſtücken, vom 27. Juni 1860 (Geſetz-Samml. S. 384) in Kraft. Hinſichtlich 
der Verwendung der feſtgeſetzten Kaufgelder und Ausgleichungskapitalien nach 
Maßgabe dieſer Geſetze finden die in den landrechtlichen Theilen der Rheinprovinz 
geltenden Vorſchriften Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 12. April 1888. 


(L. S.) Friedrich. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Maybach. Lucius. v. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


Aoſtentarif. 


Hinſichtlich der in Grundbuchſachen und für die in SS. 22, 70, 71 des 
Geſetzes bezeichneten Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit entſtehenden Koſten 
kommen außer dem Koſtentarif zur Grundbuchordnung und den Beſtimmungen 
des Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtskoſtengeſetze vom 10. März 1879 
(Geſetz-Samml. S. 145) und des Geſetzes vom 21. März 1882 (Geſetz-Samml. 
S. 129) nachſtehende Vorſchriften zur Anwendung. 

Vorbemerkung. 

Bei Berechnung der Koften nach den Sätzen des Tarifs, welche für 

Beträge von je 3, 30, 75, 150, 300, 600, 1500, 3000 und 6000 Mark 
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beſtimmt find, werden auch für die nur angefangenen Beträge die vollen Sätze 
berechnet. 
N 
Für die bloße Auf- oder Annahme von Gefuchen wegen Vornahme von 
Beglaubigungen oder Verlautbarung von Verträgen und einſeitigen Willens— 
erklärungen wird nicht beſonders liquidirt. Wird aber das Geſuch als unzuläſſig 
zurückgewieſen oder nach der Anſetzung eines Termins zurückgenommen oder wegen 
des Ausbleibens eines Intereſſenten im Termin als zurückgenommen erachtet, ſo 
werden erhoben: 
1) von dem Betrage bis zu 300 Mark von je 30 Mark: 25 Pf., jedoch 
nicht unter 50 Pf., 
2) von dem Mehrbetrage bis zu 600 Mark von je 30 Mark: 15 Pf., 
3) von dem Mehrbetrage von je 150 Mark: 25 Pf. bis zu einem höchſten 
Satze von 12 Mark. 
$. 2. 


Für die Aufnahme und Ausfertigung aller einſeitigen Erklärungen, aller 
Akte, in welchen nur von Seiten einer Partei die Uebernahme von Verbindlich— 
keiten ausgeſprochen wird, ohne Unterſchied, ob ſolche Erklärungen nur von ein- 
zelnen Perſonen oder mehreren als Theilnehmern abgegeben werden, und ob die 
dem anderen Theile gemachten Zugeſtändniſſe in demſelben Akte acceptirt ſind oder 
nicht, ſowie überhaupt für alle Akte und die auf Grund derſelben zu ertheilenden 
Ausfertigungen oder Atteſte, inſofern nicht für einzelne unten beſondere Beftim- 
mungen getroffen ſind, iſt zu erheben: 

1) bei Beträgen bis zu 3 Mark einſchließlich .. ..... — Mark 25 Pf. 


2) bei Beträgen bis zu 15 Mark einſchließlich .. . . .. 50 - 
3) von dem Betrage bis zu 300 Mark einſchließlich von 

VE ST ee ee N — 7 
4) von dem Mehrbetrage bis zu 600 Mark von je 

7 i 0 
5) von dem Mehrbetrage bis zu 1500 Mark von je 


30 hc /c. — 50 

6) von dem Mehrbetrage bis zu 3 000 Mark zuſätzlich 1 - 50 

7) von dem Mehrbetrage bis zu 15 000 Mark von 

je 3. 00 % en 20 A une ee, m 

8) von dem Mehrbetrage bis zu 30 000 Mark zuſätzlich 

9) von dem Mehrbetrage bis zu 60 000 Mark zuſätzlich 

10) bei Objekten über 60 000 Mark zuſätzlich noch .. . 

$. 3. 

Dieſe Sätze werden auch dann erhoben, wenn die Kontrahenten ſich zu dem 
Inhalte eines ſchriftlich abgefaßten Vertrages bekennen, ohne Unterſchied, ob dieſer 
ein einſeitiger oder mehrſeitiger und ob die Erklärung nur von dem einen oder 
von beiden Theilen erfolgt. 
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§. 4. 


Die Gebühren für die Beglaubigung von Unterſchriften werden in allen 
Fällen nach Maßgabe des $. 8 Nr. 3 des Koſtentarifs für Grundbuchſachen, 
Beilage zur Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872, erhoben. 


§. 5. 

Wenn bei einem einſeitigen Vertrage zugleich eine accefforifche Verbindlichkeit 
eines Dritten, z. B. Bürgſchaft, inſtrumentirt wird, ſo werden die Sätze $. 2 
um die Hälfte erhöht. 

$. 6. 

Für die Aufnahme und Ausfertigung ſolcher Verträge, in welchen zwei 
oder mehrere Perſonen gegenſeitige Verbindlichkeiten übernehmen, wird das Doppelte 
der Sätze $. 2 erhoben. 

8 7. 


Für ergänzende nachträgliche Erklärungen der Kontrahenten „welche für ſich 
kein beſonderes Geſchäft bilden, und für die Aufnahme eines beſonderen Aktes, 
durch welche einzelne Theilnehmer ihre Zuſtimmung zu einer bei derſelben Behörde 
aufgenommenen Erklärung verlautbaren, kommt die Hälfte der Sätze §. 2 zur 
Hebung, jedoch nicht unter 50 Pf. 

Der volle Satz $. 2 wird erhoben, wenn die nachträgliche Zuſtimmung zu 
einer Erklärung vor einer anderen Behörde, als derjenigen, welche dieſelbe auf— 
genommen hat, verlautbart wird, oder wenn auf Antrag der Partei eine gericht⸗ 
liche Aufforderung, die Zuſtimmung zu erklären, vorangegangen iſt. 

$. 8. 

1. Neben den vorſtehenden, in $$. 2 bis 7 bezeichneten Gebühren wird 
noch der Betrag der nach Beſtimmungen des Stempelgeſetzes zu entrichtenden 
Stempelabgabe (Fix-, Werth⸗ beziehungsweiſe Ausfertigungsſtempel) erhoben. 

2. Wenn auf die Ausfertigung einer Verhandlung verzichtet wird, ſo 
kommen dennoch die vollen Sätze der in den $$. 2 bis 7 beſtimmten Gebühren 
zur Anwendung. 

3. Wenn ein Akt auf Antrag der Parteien oder wegen der Natur des 
Geſchäfts außerhalb der Gerichtsſtelle, aber doch am Orte des Gerichts, jedoch in 
einer nicht über zwei Kilometer betragenden Entfernung von demſelben vorgenommen 
wird, ſo tritt der Gebühr für den Akt die Hälfte der Sätze $. 2 oder H. 6 hinzu. 
Kann das Geſchäft an einem Tage nicht beendigt werden „ſo wird der Zuſatz für 
jeden Tag erhoben, welcher zur Aufnahme der Verhandlungen außerhalb der 
Gerichtsſtelle erforderlich war, jedoch nach Maßgabe des auf die mehreren Tage 
zu vertheilenden Werths des Objekts. 

4. Beträgt die Entfernung über zwei Kilometer, ſo werden neben den 
Gebühren nur die Tagegelder und Reiſekoſten der Gerichtsbeamten ($. 79 Nr. 5 
des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes) erhoben, inſofern dieſe die Zuſchlagsgebühr 
(Nr. 3) überſteigen, andernfalls dieſe. 

(Nr. 9265—9266.) 
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§. 9. 

Der Antragſteller haftet für die Koſten der durch feinen Antrag veranlaßten 
Thätigkeit des Gerichts. Bei gemeinſchaftlichen Anträgen haftet jeder Antragſteller 
ohne Rückſicht auf die Mitverhaftung anderer. Für die Koſten der Geſchäfte, 
welche von Amtswegen betrieben werden, haftet derjenige, deſſen Intereſſe dabei 
wahrgenommen wird. 

Wenn bei mehrſeitigen Verträgen eine Partei, welche wegen Armuth oder 
aus anderen Gründen zur Zahlung von Koſten nicht angehalten werden kann, 
ſolche übernimmt, fo kann ſich die Kaſſe wegen der Hälfte des ganzen Koften- 
betrages an die andere halten, von dieſer auch die andere Hälfte des Werth⸗ 
ſtempels erheben, inſoweit nicht eine geſetzliche Stempelfreiheit entgegenſteht (§. 3 i 
des Stempelgeſetzes vom 7. März 1822). 

Das Gericht iſt berechtigt, die Ausreichung der in Folge eines Antrages 
auf Eintragungen im Grundbuche hergeſtellten oder eingereichten Urkunden bis 
zur Entrichtung der durch den Antrag veranlaßten Koſten auszuſetzen. 

Der Antragſteller iſt verpflichtet, einen zur Deckung der baaren Auslagen 
hinreichenden Vorſchuß zu zahlen. a 


(Nr. 9266.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Rechtsanwaltſchaft und des Notariats 
im Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts. Vom 13. April 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen v. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Geltungsbereich des Rheiniſchen Rechts, was folgt: 
8. E. F 

Die Beſtimmung des Artikel 5 der Verordnung und Tarordnung für die 
Notarien in den Rheinprovinzen vom 25. April 1822 (Geſetz-Samml. S. 109), 
welche den Notaren die Ausübung der Advokatur unterſagt, wird dahin ab⸗ 
geändert, daß die Verbindung der Rechtsanwaltſchaft und des Notariats an den⸗ 
jenigen Orten erfolgen kann, wo ein Bedürfniß hierzu vorliegt. 

§. 2. 

In einer Angelegenheit, bei welcher verſchiedene Perſonen betheiligt ſind, 
darf der Notar, welcher für einen der Betheiligten in dieſer Angelegenheit als 
Prozeßbevollmächtigter thätig iſt oder thätig geweſen iſt, keine Handlungen der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit vornehmen, ſofern einer der Betheiligten widerſpricht. 

Wenn der zur Vornahme einer gerichtlichen Theilung auf Grund des 
Geſetzes vom 22. Mai 1887 (Geſetz-Samml. S. 136) ernannte Notar nach Maf- 
gabe der Beſtimmung des erſten Abſatzes von der Vornahme der Theilung aus- 
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geſchloſſen iſt, ſo iſt auf Antrag eines jeden Betheiligten ein anderer Notar zu 
ernennen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 13. April 1888. 

(I. S.) Friedrich. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Maybach. Lucius. v. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 9267.) Verordnung, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte und den 
Inſtanzenzug für Streitigkeiten, welche nach reichsgeſetzlicher Vorſchrift im 
Verwaltungsſtreitverfahren zu entſcheiden ſind. Vom 23. März 1888. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des Geſetzes vom 27. April 1885 zur Ergänzung des $. 7 
des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 127), was folgt: 

§. 1. 

Die nach $. 8 Abſatz 1 und 2 des Reichsgeſetzes, betreffend die Unfall- 
verſicherung der bei Bauten beſchäftigten Perſonen, vom 11. Juli 1887 (Reichs- 
Geſetzbl. S. 287), ſowie die nach F. 12 Abſatz 2 des Reichsgeſetzes, betreffend 
die Unfallverſicherung der Seeleute und anderer bei der Seeſchifffahrt betheiligter 
Perſonen, vom 13. Juli 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 329) im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren zu entſcheidenden Streitigkeiten unterliegen der Entſcheidung des 
Bezirksausſchuſſes. 

Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der 
Reviſion zuläſſig. ö 

$. 2. 


In den Provinzen Poſen, Schleswig-Holſtein und in der Rheinprovinz 
tritt dieſe Verordnung gleichzeitig mit dem Geſetze über die allgemeine Landes- 
verwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, den 23. März 1888. 


(L. S.) Friedrich. 


Für den Miniſter für Handel 
und Gewerbe: 


v. Puttkamer. v. Maybach. v. Boetticher. 


(Nr, 9266-9207.) 


— ze 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) 


2) 


3) 


4 


— 


5 


u 
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— 


der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Februar 1888, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 
23. Mai 1885 ſeitens der Stadt Zoſſen ausgegebenen Anleiheſcheine von 
4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Pots⸗ 
dam Nr. 11 S. 93, ausgegeben den 16. März 1888, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Februar 1888 „betreffend die Genehmi— 
gung eines Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur— 
und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 13 S. 113 „ausgegeben 
den 30. März 1888, 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 13 S. 81, ausgegeben 
den 28. März 1888, 
der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 11 S. 77 „ausgegeben 
den 17. März 1888, 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 11 S. 74, ausgegeben den 
16. März 1888, 
der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 12 S. 79 „ausgegeben den 
22. März 1888, 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 11 S. 81, ausgegeben den 
17. März 1888, 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 11 S. 78 ausgegeben 
den 15. März 1888; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Februar 1888 „betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Coſel bezüglich der 
Chauſſee von Pogorzelletz nach Birawa, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Oppeln Nr. 12 S. 96, ausgegeben den 23. März 1888; 
das unterm 27. Februar 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Nicolai im Kreiſe Pleß, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 11 S. 85 „ausgegeben den 
16. März 1888; f 
das Allerhöchſte Privilegium vom 19. März 1888 wegen eventueller Aus— 
fertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Kreuz⸗ 
burg O.⸗S. bis zum Betrage von 125 000 Mark Reichswährung durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 15 S. 111 „ aus: 
gegeben den 13. April 1888; 
das unterm 26. März 1888 Allerhöchſt vollzogene Statut für den 
Schartau⸗Blumenthal⸗Pareyer Deichverband durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 14 S. 109, ausgegeben den 
7. April 1888. | 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


